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Entscheidungsdatum

20.09.2016
Norm

B-VG Art.130 Abs1 Z3

B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §28 Abs1
VWGVG 88 Abs1

1. B-VG Art. 130 heute

B-VG Art. 130 gultig ab 01.02.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 14/2019
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 31.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 130 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2015 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 101/2014
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 115/2013
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

9. B-VG Art. 130 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
10. B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1998 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/1997
11. B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1991 bis 31.12.1997zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 685/1988
12. B-VG Art. 130 gultig von 01.07.1976 bis 31.12.1990zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 302/1975
13. B-VG Art. 130 gultig von 18.07.1962 bis 30.06.1976zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 215/1962
14. B-VG Art. 130 gultig von 25.12.1946 bis 17.07.1962zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 211/1946
15. B-VG Art. 130 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
16. B-VG Art. 130 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

© N o v~ wDN

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
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10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG § 8 heute
2. VWGVG § 8 gliltig ab 01.01.2014

Spruch
L506 2127850-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Gabriel Uber die Beschwerde des XXXX , geb. XXXX, StA.
Iran, vertreten durch RA Dr. Zawodsky, wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl betreffend den am 24.04.2015 gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu Recht
erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Gabriel Uber die Beschwerde des rémisch 40,
geb. romisch 40, StA. Iran, vertreten durch RA Dr. Zawodsky, wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl betreffend den am 24.04.2015 gestellten Antrag auf internationalen Schutz
zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemaR § 28 Abs. 1 iVm§ 8 Abs. 1 VWGVG alsA) Die Beschwerde wird gemal Paragraph 28,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 8, Absatz eins, VWGVG als

unbegrindet abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigB) Die Revision ist gemaf3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefuhrer stellte am 24.04.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz und fand am selben Tag eine
Erstbefragung des Beschwerdefihrers statt. Als Grund fur seine Antragstellung brachte er Probleme wegen seines

Wechsels vom Islam zum Christentum vor.

2. Am 24.04.2015 wurde das Verfahren zugelassen und dem Beschwerdeflihrer eine Aufenthaltsberechtigungskarte
gemald 8 51 AsylG ausgehandigt.2. Am 24.04.2015 wurde das Verfahren zugelassen und dem Beschwerdefuhrer eine
Aufenthaltsberechtigungskarte gemaR Paragraph 51, AsylG ausgehandigt.

3. Mit 08.03.2016 brachte der Beschwerdeflhrer durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter beim BFA eine Beschwerde

wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemanR
Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG einArtikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG ein.

4. Gegenstandlicher Verfahrensakt langte nach Vorlage durch das BFA am 13.06.2016 beim BVwG ein und wurde das
Beschwerdeverfahren in der Folge der nunmehr zustandigen Gerichtsabteilung des BVwG zugewiesen.

5. In seiner Beschwerdevorlage legte das BFA zur Frage der Saumnis dar, dass nach individueller Prufung des Aktes
eine Erledigung im vorliegenden Fall nicht fristgemal3 erfolgen konnte und verwies auf die aktuelle Situation des BFA
aufgrund der erheblich erhéhten Antragszahlen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Der oben dargestellte Verfahrensgang wird als Sachverhalt festgestellt und der gegenstandlichen Entscheidung

zugrunde gelegt.
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Der Beschwerdefihrer hat am 24.04.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt und am 08.03.2016 eine
Saumnisbeschwerde eingebracht, wobei der Antrag auf internationalen Schutz des Beschwerdeflhrers bis zu diesem
Zeitpunkt nicht erledigt war.

Die Verzdgerung in der Erledigung des Antrages des Beschwerdefihrers ist nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden
des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, sondern auf vom Bundesamt unbeeinflussbare und uniberwindliche

Hindernisse zurtckzufthren.

1.2. Mit der Einrichtung des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl im Jahr 2014 wurden Kompetenzen des
Asylbereiches, des Fremdenwesens, sowie aus dem Bereich des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes die
Verfahren betreffend Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswiirdigen Grinden bei dieser Behdérde organisatorisch
geblndelt. In der Planung wurden hinsichtlich der notwendigen Personalausstattung des neuen Bundesamtes die
Erfahrungen der Vorjahre zur Anzahl von Asylantragen bzw. Asylentscheidungen berlcksichtigt und rechnete man ab
2014 mit jahrlich etwa 15.750 asylrechtlichen Entscheidungen, mit etwa 13.500 fremdenrechtlichen Bescheidverfahren,
etwa 5.200 Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltstiteln aus berticksichtigungswuirdigen Griinden sowie sonstigen
administrativen Tatigkeiten, etwa im Bereich von Abschiebungen (ca. 2.300 jahrlich), der Ausstellung von Dokumenten
(ca. 10.800 jahrlich) und von Kostenentscheidungen (ca. 5.450 jahrlich) (vgl. Regierungsvorlage zum
Fremdenbehdrdenneustrukturierungsgesetz).1.2. Mit der Einrichtung des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl im
Jahr 2014 wurden Kompetenzen des Asylbereiches, des Fremdenwesens, sowie aus dem Bereich des Niederlassungs-
und Aufenthaltsgesetzes die Verfahren betreffend Aufenthaltstitel aus bericksichtigungswirdigen Grinden bei dieser
Behorde organisatorisch gebundelt. In der Planung wurden hinsichtlich der notwendigen Personalausstattung des
neuen Bundesamtes die Erfahrungen der Vorjahre zur Anzahl von Asylantragen bzw. Asylentscheidungen
berucksichtigt und rechnete man ab 2014 mit jahrlich etwa 15.750 asylrechtlichen Entscheidungen, mit etwa 13.500
fremdenrechtlichen Bescheidverfahren, etwa 5.200 Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltstiteln aus
berucksichtigungswurdigen Grinden sowie sonstigen administrativen Tatigkeiten, etwa im Bereich von Abschiebungen
(ca. 2.300 jahrlich), der Ausstellung von Dokumenten (ca. 10.800 jahrlich) und von Kostenentscheidungen (ca. 5.450
jahrlich) vergleiche Regierungsvorlage zum Fremdenbehérdenneustrukturierungsgesetz).

Fir dieses Entscheidungsvolumen und diese Tatigkeiten wurden rund 628 VBA flir das neue Bundesamt fir
erforderlich erachtet und wurde die Behdrde letztlich im Planstellenplan mit 605 Planstellen und 23 eingerichteten
Arbeitsplatzen ausgestattet.

Tatsachlich nahm die Behérde am 01.01.2014 ihre Tatigkeit mit einem Personalstand von 555 Mitarbeitern auf, somit
mit 74 Mitarbeitern unter dem Soll-Stand. Verantwortlich fiir den Start mit einer geringeren Anzahl an Mitarbeitern war
vor allem, dass zu wenige Personen - insbesondere von den bislang zustandigen Stellen und Behdrden - trotz
Eroffnung einer gesetzlichen Moglichkeit auch fiir Mitarbeiter der Bundeslander freiwillig zum BFA wechseln wollten.
Neueinstellungen waren aber nicht moglich, da seinerzeit ein Aufnahmestopp in der &ffentlichen Verwaltung bestand.

Unmittelbar nach seiner Einrichtung wurden vom Bundesamt MaBnahmen zur Erreichung der Vollbesetzung gesetzt.
Durch den Aufnahmestopp waren Neuaufnahmen aber weiterhin nur erschwert - z.B. im Bereich von
Karenzaufnahmen - méglich. Das BFA arbeitete daher an zusatzlichen Ersatzlésungen wie etwa an der Aufnahme von
Verwaltungspraktikanten. Mit Stichtag 30.06.2014 konnte der Personalstand sohin auf 602 Personen erhéht werden.

Das erste Halbjahr 2014 war auch von einer kontinuierlichen Steigerung der Antrdge auf internationalen Schutz
gekennzeichnet. Das Bundesamt reagierte auf diese Entwicklung, bereitete im Juni und Juli 2014 ein Personalkonzept
vor und beantragte am 11.08.2014 schlieBlich beim Bundeskanzleramt die erste Erweiterung des Personalstandes. Die
Beantragung erfolgte, da absehbar wurde, dass die gesetzliche Entscheidungsfrist gemaR & 73 AVG nicht mehr
eingehalten werden kénne.Das erste Halbjahr 2014 war auch von einer kontinuierlichen Steigerung der Antrage auf
internationalen Schutz gekennzeichnet. Das Bundesamt reagierte auf diese Entwicklung, bereitete im Juni und Juli 2014
ein Personalkonzept vor und beantragte am 11.08.2014 schlieBlich beim Bundeskanzleramt die erste Erweiterung des
Personalstandes. Die Beantragung erfolgte, da absehbar wurde, dass die gesetzliche Entscheidungsfrist gemaf}
Paragraph 73, AVG nicht mehr eingehalten werden kénne.

Dem Bundesamt wurden in der Folge im September 2014 87 eingerichtete Arbeitsplatze bewilligt und im Oktober 2014
die diesbezlglichen Bewertungsverhandlungen abgeschlossen. Es wurden aber keine neuen Planstellen mit der
Moglichkeit der Neuaufnahme zur Verflgung gestellt, sondern sollte aus dem Personalstand des BMLVS requiriert


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/73

werden, woraufhin ein Verwaltungsibereinkommen mit dem BMLVS abgeschlossen wurde. Neben dieser ersten
PersonalerweiterungsmafBnahme wurden laufend Mutterschutzkarenzen nachbesetzt und versucht, weiterhin
Ausnahmen vom Aufnahmestopp zu erwirken.

Der im ersten Halbjahr begonnene Trend steigender Antragszahlen setzte sich auch im zweiten Halbjahr 2014 fort und
wurden im gesamten Jahr insgesamt 28.027 Antrége auf internationalen Schutz gestellt, womit der Anstieg 2014 im
Vergleich zum Vorjahr bei 60% lag.

Mit den getatigten PersonalmalBnahmen des Bundesamtes konnte der Personalstand auf 625 Personen angehoben
werden. Insgesamt konnten die Mitarbeiter bis Ende 2014 um 134 Personen auf insgesamt 689 Mitarbeiter (inkl.
Verwaltungspraktikanten, Lehrlinge, Zivildiener) angehoben werden. Wenngleich das Bundesamt mit 18.200
Statusentscheidungen im Asylbereich im Jahr 2014 sogar Gber der Vorberechnung von 15.750 Asyl-Entscheidungen lag,
konnte ein Ruckstandsaufbau von ca. 12.000 Asylverfahren nicht verhindert werden.

Aus der Jahresbilanz des Bundesamtes ergibt sich, dass sich die Zahl der Asylantrédge von Janner bis Dezember 2015
mit rund 90.000 Asylantragen gegenlber dem Jahr 2014 (28.064 Asylantrage) verdreifacht hat. DemgegenuUber konnte
das BFA im Jahr 2015 aufgrund laufend evaluierter und umgesetzter VerbesserungsmalBnahmen sein
Erledigungsvolumen von 18.196 Statusentscheidungen im Jahr 2014 auf

36.227 im Jahr 2015 verdoppeln. Der Uberproportionale Anstieg der Antragszahlen fihrte jedoch auch zu einer
Steigerung der Zahl der unerledigten Verfahren. Mit Stichtag 1. Dezember 2015 waren beim BFA

62.495 internationale Schutzverfahren anhangig, die seitens der Behdrde noch nicht entschieden werden konnten.
Dass diese Situation dem Massenzustrom ab Juni 2015 geschuldet ist, wird daraus ersichtlich, dass rund 49% dieser
Verfahren weniger als 3 Monate und rund 27% zwischen 3 und 6 Monaten anhangig sind. Die dargestellte Situation
schlagt auch auf die durchschnittliche Verfahrensdauer durch. Wahrend bei der Messung der Verfahrensdauer fur
Janner 2015 die durchschnittliche Verfahrensdauer rund 3,3 Monaten betrug, wurde im Dezember 2015 die
durchschnittliche Verfahrensdauer mit rund 6,3 Monaten bemessen.

Das Bundesamt reagierte wiederum auf diese Entwicklungen und bereitete bereits ab Jahresbeginn 2015 ein weiteres
Konzept fir notwendige Personalaufnahmen vor. Am 09.03.2015 erfolgte der zweite Antrag des Bundesamtes an das
Bundeskanzleramt, konkret mit dem Ersuchen um Personalerhéhung in Form der Zuweisung von 200 Planstellen fir
das Bundesamt. Diese Anforderung von zusatzlichen Mitarbeitern erfolgte, bevor sich herausstellte, dass mit den
vorhandenen personellen Ressourcen die Antrage auch aus dem Jahr 2015 (1. HJ) nicht mehr innerhalb der
gesetzlichen Frist bearbeitet werden kénnten.

Diesem Antragsbegehren wurde im Ministerratsvortrag vom 21.04.2015 insoweit Rechnung getragen, als dem
Bundesamt fiir den Planstellenplan ab 2016 weitere 125 Planstellen sowie 75 eingerichtete Arbeitsplatze zugewiesen
wurden. Mit der Umsetzung dieser PersonalmaBnahmen konnte nach Sicherstellung der budgetaren Bedeckung im Juli
2015 begonnen werden.

Parallel zu dieser Personalanforderung wurden weiterhin Personalaufnahmen getéatigt. Im Jahr 2015 wurden insgesamt
206 neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgenommen, womit ihre Zahl von 689 auf insgesamt 895 (inkl.
Verwaltungspraktikanten, Lehrlinge, Zivildiener) zum Jahresende gestiegen war. Ein weiteres Personalpaket wird im
Jahr 2016 umgesetzt und werden zusatzlich 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Bearbeitung der Asylverfahren
im BFA aufgenommen werden.

Zusatzlich bestand 2014 und 2015 ein massiver Zeitaufwand fur das BFA in der Schulung neuer und bestehender
Mitarbeiter. So wurden im Jahr 2014 104 Schulungen und Workshops mit 1.416 Teilnehmern und

2.200 Ausbildungstagen durchgefuhrt. Im letzten Jahr fanden insgesamt 42 Fortbildungsveranstaltungen mit 606
Teilnehmer/innen und 1.255 Ausbildungstagen statt. Das BFA setzt als Vortragende und Trainer dabei hauptsachlich
Mitarbeiter des Bundesamtes ein. Diese Schulungen sind auch Voraussetzungen fir die Erteilung von
Approbationsbefugnissen, zumal es nicht moglich ist, Referenten sofort mit Beginn der Tatigkeit in den flr sie neuen
Rechtsbereichen die Approbationsbefugnis zu erteilen, sondern erst mit einer zeitlichen Verzégerung. Im Schnitt
erhalten Mitarbeiter, die als Referenten im Verfahren eingesetzt werden, diese ca. nach vier bis sechs Monaten.

(vgl. BYvWG vom 12.01.2016, GZ. W170 2116339-1, und BVwWG v. 22.03.2016, GZ. L507 2123150-1/5E, dieses E unter
Bezugnahme auf GZ. L504 2121773-1)vergleiche BVvwG vom 12.01.2016, GZ. W170 2116339-1, und BVwG v. 22.03.2016,



GZ. L507 2123150-1/5E, dieses E unter Bezugnahme auf GZ. L504 2121773-1)

2016 haben 60 Frauen und Manner ihre Ausbildung zu verfahrensfiihrenden Referenten im Asylwesen begonnen. In
einem fast funfwochigen Crashkurs werden die Mitarbeiter vorbereitet. Heuer wurden bereits 125 neue Mitarbeiter
aufgenommen, im Laufe des Jahres sollen weitere 375 engagiert werden, sodass das BFA Ende 2016 insgesamt 1426
Mitarbeiter haben wird.

(Mag. Taucher, Direktor des BFA, in "Die Presse" vom 09.03.2016)
2. Beweiswurdigung:
Die Feststellungen zum Verfahrensgang waren in Ansehung des Akteninhalts zu treffen.

Die Feststellungen zu den organisatorischen und personellen MalRinahmen des BFA seit seiner Einrichtung bis dato
sowie zur Zahl der Antrage auf internationalen Schutz in Osterreich zwischen 2014 und 2016 stiitzen sich auf die og.
unbedenklichen Quellen.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehérde.GemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehorde.

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das BVwWG Uber Beschwerden gemafd Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.Gemal? Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das BVwWG Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, in Rechtssachen in den
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

GemalRR 8 7 Abs. 1 Z 4 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl.Gemal3 Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 4, BFA-VG
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz tiber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwWGVG) geregelt. GemaR8 58 Abs. 2
VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist
durch das Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG)
geregelt. GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

ZUuA)

3.1. GemaR § 73 Abs. 1 AVG sind Behdrden verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt
ist, Uber Antrage von Parteien und Berufungen ohne unnétigen Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren
Einlangen den Bescheid zu erlassen.3.1. GemaR Paragraph 73, Absatz eins, AVG sind Behdrden verpflichtet, wenn in
den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, Gber Antrége von Parteien und Berufungen ohne unnétigen
Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen.

Bis zum In-Kraft-Treten des § 22 Abs. 1 AsylG 2005 idF BGBI. | Nr. 24/2016 am 01.06.2016 war das BFA - in Ermangelung
einer von8 73 Abs. 1 AVG abweichenden Entscheidungsfrist - verpflichtet, in einem durch einen Antrag auf
internationalen Schutz eingeleiteten Verfahren binnen sechs Monaten nach dessen Einlangen den Bescheid zu

erlassen.Bis zum In-Kraft-Treten des Paragraph 22, Absatz eins, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,
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Nr. 24 aus 2016, am 01.06.2016 war das BFA - in Ermangelung einer von Paragraph 73, Absatz eins, AVG abweichenden
Entscheidungsfrist - verpflichtet, in einem durch einen Antrag auf internationalen Schutz eingeleiteten Verfahren
binnen sechs Monaten nach dessen Einlangen den Bescheid zu erlassen.

Die Regelung des§ 22 Abs. 1 AsylG 2005 idF BGBI. | Nr. 24/2016 sieht demgegenUber vor, dass Uber einen Antrag auf
internationalen Schutz abweichend von § 73 Abs. 1 AVG langstens binnen 15 Monaten zu entscheiden ist. GemaR3g 73
Abs. 15 AsylG 2005 idF BGBI. | Nr. 24/2016 tritt § 22 Abs. 1 leg.cit. mit 01.06.2016 in Kraft und mit Ablauf des 31.05.2018
auBer Kraft.Die Regelung des Paragraph 22, Absatz eins, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24
aus 2016, sieht demgegenuber vor, dass Uber einen Antrag auf internationalen Schutz abweichend von Paragraph 73,
Absatz eins, AVG langstens binnen 15 Monaten zu entscheiden ist. Gemal Paragraph 73, Absatz 15, AsylG 2005 in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24 aus 2016, tritt Paragraph 22, Absatz eins, leg.cit. mit 01.06.2016 in Kraft
und mit Ablauf des 31.05.2018 aulRer Kraft.

Die 15-monatige Entscheidungsfrist fir das BFA gilt mangels Ubergangsbestimmungen fiir alle am 01.06.2016 dort
anhangigen Verfahren.

Nach Auffassung des erkennenden Gerichts ist§ 22 Abs. 1 AsylG 2005 idFBGBI. | Nr. 24/2016 hingegen nicht auf
bereits vor dem 01.06.2016 nach der bisherigen Rechtslage eingebrachte SGumnisbeschwerden anwendbar (vgl. etwa
VwGH 11.10.2006, 2006/12/0128, wonach die Voraussetzungen nach§ 27 Abs. 1 VWGG [Anm.: auBer Kraft getreten am
31.12.2013] im Zeitpunkt der Einbringung der SGumnisbeschwerde vorliegen missen; BVvwG vom 10.06.2016, ZI. W238
2125779-1/3E; BVWG vom 04.07.2016, ZI. W170 2119830-1/7E).Nach Auffassung des erkennenden Gerichts ist
Paragraph 22, Absatz eins, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24 aus 2016, hingegen nicht auf
bereits vor dem 01.06.2016 nach der bisherigen Rechtslage eingebrachte SGumnisbeschwerden anwendbar vergleiche
etwa VwWGH 11.10.2006, 2006/12/0128, wonach die Voraussetzungen nach Paragraph 27, Absatz eins, VWGG [Anm.:
auBer Kraft getreten am 31.12.2013] im Zeitpunkt der Einbringung der Sdumnisbeschwerde vorliegen missen; BVwG
vom 10.06.2016, ZI. W238 2125779-1/3E; BVwWG vom 04.07.2016, ZI. W170 2119830-1/7E).

Gemal? § 8 Abs. 1 VWGVG kann Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG
(Saumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn
gesetzlich eine kirzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung - hier der Antrag auf internationalen Schutz - bei
der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war.GemaR Paragraph 8, Absatz eins, VWGVG kann Beschwerde
wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG (Sdumnisbeschwerde) erst
erhoben werden, wenn die Behérde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kirzere oder
langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in
dem der Antrag auf Sachentscheidung - hier der Antrag auf internationalen Schutz - bei der Stelle eingelangt ist, bei
der er einzubringen war.

Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzdgerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behdérde
zuruckzufuhren ist.

Im vorliegenden Fall traf das BFA - bezogen auf den nach8 8 Abs. 1 VwWGVG maRgeblichen Zeitpunkt der Erhebung der
Saumnisbeschwerde am 08.03.2016 - gemalR &8 73 Abs. 1 AVG eine Pflicht zur Entscheidung des am 24.04.2015
eingebrachten Antrags auf internationalen Schutz innerhalb von sechs Monaten.Im vorliegenden Fall traf das BFA -
bezogen auf den nach Paragraph 8, Absatz eins, VwGVG malgeblichen Zeitpunkt der Erhebung der
Saumnisbeschwerde am 08.03.2016 - gemal Paragraph 73, Absatz eins, AVG eine Pflicht zur Entscheidung des am
24.04.2015 eingebrachten Antrags auf internationalen Schutz innerhalb von sechs Monaten.

Diese Frist ist im gegenstandlichen Verfahren abgelaufen und die SGumnisbeschwerde daher zulassig.

GemaR & 9 Abs. 1 VWGVG hat eine Beschwerde zu enthalten:GemaR Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat eine
Beschwerde zu enthalten:

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der angefochtenen AuslUbung unmittelbarer
verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder der angefochtenen Weisung,

2. die Bezeichnung der belangten Behdrde,

3. die Grunde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stutzt,
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4. das Begehren und
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Gemald Abs. 2 Z. 3 ist belangte Behorde in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG jene Behorde, die den Bescheid nicht
erlassen hat.GemaR Absatz 2, Ziffer 3, ist belangte Behorde in den Fallen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG
jene Behdrde, die den Bescheid nicht erlassen hat.

Gemal Abs. 5 entfallen bei Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG
die Angaben nach Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5. Als belangte Behorde ist die Behdrde zu bezeichnen, deren Entscheidung in
der Rechtssache begehrt wurde. Ferner ist glaubhaft zu machen, dass die Frist zur Erhebung der SGumnisbeschwerde
gemall 8 8 Abs. 1 abgelaufen ist.Gemdall Absatz 5, entfallen bei Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG die Angaben nach Absatz eins, Ziffer eins bis 3 und
5, Als belangte Behorde ist die Behdrde zu bezeichnen, deren Entscheidung in der Rechtssache begehrt wurde. Ferner
ist glaubhaft zu machen, dass die Frist zur Erhebung der Saumnisbeschwerde gemall Paragraph 8, Absatz eins,
abgelaufen ist.

GemalR § 16 Abs. 1 VWGVG kann im Verfahren Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaf}
Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG die Behorde innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid erlassen. Wird der
Bescheid erlassen oder wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren einzustellen.GemafR
Paragraph 16, Absatz eins, VWGVG kann im Verfahren tber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht
gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG die Behérde innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid
erlassen. Wird der Bescheid erlassen oder wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren

einzustellen.

Gemal} Abs. 2 hat die Behdrde, sofern sie den Bescheid nicht nachholt, dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter
Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.GemalR Absatz 2, hat die Behorde, sofern sie den Bescheid
nicht nachholt, dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens

vorzulegen.

3.2. Gemall § 8 Abs. 1 letzter Satz VwGVG ist die Beschwerde abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein
Uberwiegendes Verschulden der Behorde zurtickzufihren ist.3.2. GemaR Paragraph 8, Absatz eins, letzter Satz VwGVG
ist die Beschwerde abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behorde

zurlckzufldhren ist.

Der im Zusammenhang mit der Einfilhrung des Systems der Verwaltungsgerichtsbarkeit zur rechtlichen Uberprifung
verwaltungsbehordlichen Verhaltens u.a. normierte § 8 VwGVG nimmt als Rechtsbehelf fur von der Sdumigkeit von
Verwaltungsbehorden zur Erlassung eines Bescheides betroffene Parteien die Stelle des bisher anzuwendenden § 73
AVG ein und ist demnach auch die zu letztgenannter Bestimmung ergangene Rechtsprechung des VwGH fir das
Verstdndnis des8& 8 VwGVG maligeblich.Der im Zusammenhang mit der Einflhrung des Systems der
Verwaltungsgerichtsbarkeit zur rechtlichen Uberpriufung verwaltungsbehérdlichen Verhaltens u.a. normierte
Paragraph 8, VWGVG nimmt als Rechtsbehelf fur von der Saumigkeit von Verwaltungsbehdérden zur Erlassung eines
Bescheides betroffene Parteien die Stelle des bisher anzuwendenden Paragraph 73, AVG ein und ist demnach auch die
zu letztgenannter Bestimmung ergangene Rechtsprechung des VwGH fur das Verstandnis des Paragraph 8, VwWGVG
malgeblich.

3.2.1. Ein solches Verschulden ist dann nicht anzunehmen, wenn die zur Entscheidung berufene Behdrde durch ein
schuldhaftes Verhalten der Partei oder durch untberwindliche Hindernisse von einer Entscheidung Uber den gg.
Antrag der Partei abgehalten wurde. Zur Feststellung, ob ein Uberwiegendes behérdliches Verschulden vorliegt, ist
sohin gegebenenfalls das Verschulden der Partei an der Verzégerung des Verfahrens gegen jenes der Behorde
abzuwagen. Ein solches Verschulden der Partei kann etwa dann vorliegen, wenn sie sich durch langere
Ortsabwesenheit oder Unauffindbarkeit der Teilnahme am Verfahren entzieht und der sie treffenden
Mitwirkungspflicht nicht nachkommt. Hat eine Partei ihre im Verfahren bestehenden Obliegenheiten missachtet und
damit zur Verfahrensverzdgerung beigetragen, ist zu prufen, ob von der belangten Behorde zlgig geeignete Schritte
gesetzt wurden um eine weitere Verlangerung durch parteiliches Fehlverhalten zu verhindern. Relevanz kommt dem
Verschulden einer Partei nur dann zu, wenn es kausal fur die nicht fristgerechte Erledigung des Antrags war (vgl. dazu
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sowie im Folgenden: Hengstschlager-Leeb, Allgem. Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz-Kommentar, 4. Teilband, § 73
AVG, RZ. 124-140, und die dort angeflhrte Rechtsprechung des VwWGH)3.2.1. Ein solches Verschulden ist dann nicht
anzunehmen, wenn die zur Entscheidung berufene Behdrde durch ein schuldhaftes Verhalten der Partei oder durch
unuberwindliche Hindernisse von einer Entscheidung Uber den gg. Antrag der Partei abgehalten wurde. Zur
Feststellung, ob ein Uberwiegendes behdrdliches Verschulden vorliegt, ist sohin gegebenenfalls das Verschulden der
Partei an der Verzogerung des Verfahrens gegen jenes der Behdrde abzuwagen. Ein solches Verschulden der Partei
kann etwa dann vorliegen, wenn sie sich durch ldngere Ortsabwesenheit oder Unauffindbarkeit der Teilnahme am
Verfahren entzieht und der sie treffenden Mitwirkungspflicht nicht nachkommt. Hat eine Partei ihre im Verfahren
bestehenden Obliegenheiten missachtet und damit zur Verfahrensverzégerung beigetragen, ist zu priifen, ob von der
belangten Behdrde zlgig geeignete Schritte gesetzt wurden um eine weitere Verlangerung durch parteiliches
Fehlverhalten zu verhindern. Relevanz kommt dem Verschulden einer Partei nur dann zu, wenn es kausal fur die nicht
fristgerechte Erledigung des Antrags war vergleiche dazu sowie im Folgenden: Hengstschlager-Leeb, Allgem.
Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz-Kommentar, 4. Teilband, Paragraph 73, AVG, RZ. 124-140, und die dort angefihrte
Rechtsprechung des VwWGH).

3.2.2. Im gg. Fall war ein Verschulden des Beschwerdefiihrers an der Verzdgerung des Verfahrens bzw. der nicht
fristgerechten Entscheidung des BFA Uber dessen Antrag auf internationalen Schutz aus dem Akteninhalt nicht
abzuleiten und insoweit nicht feststellbar.

3.2.3. Der Begriff des behdrdlichen Verschuldens ist nicht im Sinne eines subjektiven Verschuldens des konkret
zustandigen Organwalters, sondern objektiv zu verstehen. Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
liegt ein Uberwiegendes Verschulden einer Behdrde (auch) dann vor, wenn diese die fur eine zlgige Verfahrensfihrung
notwendigen Schritte unterlasst oder mit diesen grundlos zuwartet. Das bloRe Faktum der Uberlastung einer Behérde
vermag wiederum das behdrdliche Verschulden an seiner Sdumigkeit "nicht auszuschlieRen", weil die Behdrden
"verpflichtet sind, organisatorische Vorkehrungen fir eine rasche Erledigung der Parteianbringen zu treffen".
Demgegeniber liegt aber "ein untberwindliches, das Verschulden einer Behérde ausschlieBendes Hindernis fur die
fristgerechte Erledigung der Sache dann vor, wenn der Behorde trotz zweckentsprechender und zugiger
Verfahrensfihrung eine Entscheidung (vor Eintritt der Saumnis) unmoglich gewesen ist, etwa weil auBerhalb der
Einflusssphare der Behdrde gelegene Ereignisse das Verfahren blockieren".

3.2.4. Aus den Feststellungen oben unter 1.2. war abzuleiten, dass das BFA insbesondere mit einem explosionsartigen
Anstieg der Zahl der Antrage auf internationalen Schutz im Geschaftsjahr 2015 auf ein unabsehbar hohes Niveau
konfrontiert war. Das Bundesamt setzte demgegenUber bereits ab Aufnahme seiner Tatigkeiten mit Beginn des Jahres
2014 laufend personelle und organisatorische MaRBnahmen, um einerseits den Soll-Stand zu erreichen und
andererseits auf die massiv steigenden Antragszahlen zu reagieren. DarUber hinaus wurden in Ansehung der
Antragszahlen vor allem seit dem Sommer 2015, als es zum allgemein bekannten massiven Zustrom von Migranten
Uber die sog. "Balkanroute" kam, und dem, trotz der bereits zuvor gesetzten Personalerweiterungen, daraus
resultierenden Ruckstau bei der Bearbeitung der Antrage, im Rahmen der gesetzlichen Moglichkeiten im zweiten
Halbjahr 2015 sowie fortlaufend seit Beginn des Jahres 2016 weitere MalBnahmen zur Bewaltigung dieser Umstande
ergriffen, wobei naturgemal zu berlcksichtigen war, dass neue Mitarbeiter erst mit einer zeitlichen Verzogerung
selbstandig in der Verfahrensfuhrung eingesetzt werden kénnen.

3.2.5. Erganzend ist diesbezlglich auch darauf zu verweisen, dass, sofern eine Asylbehdérde angesichts unerwarteter
und unvorhersehbarer Umstande einer massiven Arbeitsiiberlastung ausgesetzt ist, sodass nicht alle Verfahren in der
gesetzlich vorgeschriebenen Frist erledigen werden kdnnen, die europaische Richtlinie zu gemeinsamen Verfahren flr
die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes (2013/32/EU) in Artikel 31 Abs. 3 die Mdglichkeit
vorsieht, die sechsmonatige Entscheidungsfrist um weitere neun Monate zu verlangern, wenn eine grof3e Anzahl von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen gleichzeitig internationalen Schutz beantragt, so dass es in der Praxis sehr
schwierig ist, das Verfahren innerhalb der Frist von sechs Monaten abzuschlieBen. Zudem kann das Verfahren in
ausreichend begrindeten Fallen um weitere drei Monate verlangert werden, wenn dies fUr die Gewahrleistung der
angemessenen und vollstandigen Prifung des Antrages erforderlich ist.3.2.5. Erganzend ist diesbeziiglich auch darauf
zu verweisen, dass, sofern eine Asylbehorde angesichts unerwarteter und unvorhersehbarer Umstande einer massiven
Arbeitsuberlastung ausgesetzt ist, sodass nicht alle Verfahren in der gesetzlich vorgeschriebenen Frist erledigen
werden kdnnen, die europaische Richtlinie zu gemeinsamen Verfahren fir die Zuerkennung und Aberkennung des
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internationalen Schutzes (2013/32/EU) in Artikel 31 Absatz 3, die Mdglichkeit vorsieht, die sechsmonatige
Entscheidungsfrist um weitere neun Monate zu verlangern, wenn eine grof3e Anzahl von Drittstaatsangehoérigen oder
Staatenlosen gleichzeitig internationalen Schutz beantragt, so dass es in der Praxis sehr schwierig ist, das Verfahren
innerhalb der Frist von sechs Monaten abzuschlielen. Zudem kann das Verfahren in ausreichend begrindeten Fallen
um weitere drei Monate verlangert werden, wenn dies fur die Gewahrleistung der angemessenen und vollstandigen
Prufung des Antrages erforderlich ist.

3.3. Vor dem Hintergrund einer sohin nicht im og. Ausmall vorhersehbaren, insofern auch auRerhalb der
Einflusssphare der Behodrde gelegenen und auch nicht ad hoc mit organisatorischen und personellen Vorkehrungen
sowie MalBnahmen zu bewiltigenden Uberlastung war dem BFA im gegenstdndlichen Fall daher kein Verschulden an
der nicht fristgerechten Erledigung des Antrages des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz vorzuwerfen.

Letztlich hat auch der VWGH in einem jlngst zu dieser Thematik ergangenen Entscheidung (VWGH vom 24.5.2016,Ro
2016/01/0001 bis 0004-3) festgestellt, dass bei spatestens ab dem Jahr 2015 beim BFA anhdngig gewordenen
Asylverfahren bei der Verschuldensbeurteilung die auBergewdhnliche Belastungssituation der belangten Behorde in
besonderer Weise ins Kalkil zu ziehen ist und zu bertcksichtigen ist, dass die Verletzung der 6-monatigen
Entscheidungsfrist alleine auf diese Belastungssituation zurlckzufiihren ist. Auch der Gesetzgeber hat dieser
Ausnahmesituation inzwischen soweit Rechnung getragen, als in § 22 Abs. 1 Asylgesetz idF. BGBI. I. Nr. 24/2016 die
Entscheidungsfrist fir die belangte Behdrde seit 1.6.2016 -zumindest temporar- 15 Monate betragt.Letztlich hat auch
der VWGH in einem jungst zu dieser Thematik ergangenen Entscheidung (VWGH vom 24.5.2016, Ro 2016/01/0001 bis
0004-3) festgestellt, dass bei spatestens ab dem Jahr 2015 beim BFA anhangig gewordenen Asylverfahren bei der
Verschuldensbeurteilung die auRergewdhnliche Belastungssituation der belangten Behodrde in besonderer Weise ins
Kalkdl zu ziehen ist und zu berlcksichtigen ist, dass die Verletzung der 6-monatigen Entscheidungsfrist alleine auf
diese Belastungssituation zurtckzufihren ist. Auch der Gesetzgeber hat dieser Ausnahmesituation inzwischen soweit
Rechnung getragen, als in Paragraph 22, Absatz eins, Asylgesetz in der Fassung Bundesgesetzblatt romisch eins. Nr. 24
aus 2016, die Entscheidungsfrist fir die belangte Behdrde seit 1.6.2016 -zumindest temporar- 15 Monate betragt.

3.4. GemaR § 8 Abs. 1 VWGVG war die Sdumnisbeschwerde daher als unbegriindet abzuweisen.3.4. GemaR Paragraph
8, Absatz eins, VWGVG war die SGumnisbeschwerde daher als unbegriindet abzuweisen.

3.5. Im Gefolge des Eintritts der Rechtskraft dieser Entscheidung fallt die Zustéandigkeit fir die Erledigung des Antrages
des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz wieder zum BFA als zuvor belangte Behdrde zurtick und beginnt die
behordliche  Frist iSd§ 73 AVG idgF von neuem zu laufen (vgl. Hengstschlager-Leeb, Allgem.
Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz-Kommentar, 4. Teilband, § 73 AVG, RZ. 124).3.5. Im Gefolge des Eintritts der
Rechtskraft dieser Entscheidung fallt die Zustandigkeit fir die Erledigung des Antrages des Beschwerdeflhrers auf
internationalen Schutz wieder zum BFA als zuvor belangte Behdrde zurlick und beginnt die behdérdliche Frist iSd
Paragraph 73, AVG idgF von neuem zu laufen vergleiche Hengstschlager-Leeb, Allgem. Verwaltungsverfahrensgesetz,
Manz-Kommentar, 4. Teilband, Paragraph 73, AVG, RZ. 124).

4. Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass der§ 16 Abs. 1 VWGVG einer Behorde im Verfahren Uber
Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal Art. 130 Abs. 1 Z. 3 B-VG die Mdglichkeit ertffnet
innerhalb einer (weiteren) Frist von drei Monaten einen Bescheid "nachzuholen". Diese Mdglichkeit ist aus Sicht des
Gesetzgebers auch als sogen. "zweite Chance" der belangten Behorde zu verstehen das betreffende Verfahren
innerhalb  dieser  Frist  weiterzufiuhren  bzw. abzuschlieBen (vgl.  Fister/Fuchs/Sachs, Das neue
Verwaltungsgerichtsverfahren, Kommentar, S. 106).4. Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass der
Paragraph 16, Absatz eins, VWGVG einer Behorde im Verfahren Uber Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG die Moglichkeit erdffnet innerhalb einer (weiteren)
Frist von drei Monaten einen Bescheid "nachzuholen". Diese Moglichkeit ist aus Sicht des Gesetzgebers auch als sogen.
"zweite Chance" der belangten Behorde zu verstehen das betreffende Verfahren innerhalb dieser Frist weiterzufiihren
bzw. abzuschlieRBen vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, Kommentar, S. 106).

Weshalb im gg. Fall die belangte Behorde zumindest diese Moglichkeit nicht wahrgenommen hat, wurde aus der mit
der Aktenvorlage verbundenen Erklarung nicht erkennbar.

5. GemalR § 21 Abs. 7 BFA-VG, BGBI | Nr. 68/2013 idgF, kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen
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Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.5.
Gemald Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 68 aus 2013, idgF, kann eine mundliche
Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 24, VWGVG.

Die Abhaltung einer offentlichen mundlichen Verhandlung konnte im gg. Fall gemaR§ 21 Abs. 7 BFA-VG iVm§ 24
VWGVG unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage geklart warDie Abhaltung einer o&ffentlichen
mundlichen Verhandlung konnte im gg. Fall gemal Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG in Verbindung mit Paragraph 24,
VWGVG unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage geklart war.

6. Es war sohin spruchgemaR zu entscheiden.
Zu B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt (vgl. VWGH vom 22.01.2015, Ra 2014/06/0057). Weder
weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes - hier zum
§ 73 AVG, die analog auf den§ 8 VWGVG anzuwenden ist - ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung, weiters ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt vergleiche VwGH vom 22.01.2015,Ra 2014/06/0057). Weder weicht die
gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes - hier zum Paragraph
73, AVG, die analog auf den Paragraph 8, VwGVG anzuwenden ist - ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung, weiters
ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch
liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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